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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Wehner, Metzger, Wienand, Schulte (Unna), Mischnick, Kleinert, 
Mertens (Stuttgart) und Genossen 


betr. Behandlung von Kriegsgefangenen nach der Feuereinstellung im 
Nahost-Konflikt 


Nach dem Genfer Abkommen vom 12. August 1949 über die Be- 
handlung der Kriegsgefangenen, dem Ägypten, Israel und 
Syrien beigetreten sind, besteht unter anderem die Verpflich- 
tung, 

— Kriegsgefangene unter allen Umständen und jederzeit mit 
Menschlichkeit zu behandeln und jede Art der Gewalttätig- 
keit, insbesondere Verstümmelung, grausame Behandlung 
und Folterung, zu unterlassen, 

— Kriegsgefangene unentgeltlich die ärztliche Behandlung an- 
gedeihen zu lassen, die ihr Gesundheitszustand erfordert, 

— jedem Kriegsgefangenen Gelegenheit zu geben, unmittelbar 
an seine Familie eine Karte zu senden, 

— die schwerkranken und schwerverwundeten Kriegsgefange- 
nen in ihr Heimatland zurückzusenden, 

— Auskünfte über die Personalien und den Verbleib von 
Kriegsgefangenen zu geben, 

— Delegierten des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz 
zu ermöglichen, sich an alle Orte zu begeben, wo sich Kriegs- 
gefangene aufhalten, die von den Kriegsgefangenen benutz- 
ten Lager und Räumlichkeiten zu betreten und sich ohne 
Zeugen mit den Kriegsgefangenen zu unterhalten; Dauer 
und Zahl dieser Besuche dürfen nicht eingeschränkt werden. 

Aus Presseberichten ist zu entnehmen, daß zwei Wochen nach 
Eintritt des Waffenstillstandes im Nahen Osten gegen dieses 
Genfer Abkommen vom 12. August 1949 fortlaufend und mas- 
siv verstoßen wird. 

Für die Öffentlichkeit der Bundesrepublik ist nicht klar erkenn- 
bar, inwieweit diese in der Tagespresse wiedergegebenen Vor- 
würfe zutreffen: Wir sind der Auffassung, daß es sich hierbei 
ausschließlich um Fragen der humanitären Hilfe handelt, die 
Bundeskanzler Willy Brandt am 26. Oktober 1973 im Deutschen 
Bundestag angesprochen hat. 


Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger. 53 Bonn-Bad Godesberg 1. 
Druck: Thenöe Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/1233 Deutscher Bundestag — 7, Wahlperiode 


Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, auf die am Kon- 
flikt beteiligten Staaten mit dem Ziel einzuwirken, die huma- 
nitären Verpflichtungen aus dem Abkommen vom 12. Au- 
gust 1949 einzuhalten? 

2. Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, schwerkran- 
ken oder schwerverwundeten Kriegsgefangenen unmittel- 
bar Hilfe zukommen zu lassen? 

3. Wird die Bundesregierung im Rahmen der Europäischen 
Gemeinschaft auf die Partnerstaaten einwirken, im gleichen 
Sinne tätig zu werden? 

4. Wird die Bundesregierung durch ihre Vertreter bei der zur 
Zeit tagenden Konferenz des Internationalen Roten Kreu- 
zes im Sinne der Einhaltung und gegebenenfalls der Prä- 
zisierung der Bestimmungen der Genfer Konvention tätig 
werden? 

5. Wird sich die Bundesregierung an internationalen Maßnah- 
men beteiligen, die dem Ziele dienen, auf die Einhaltung 
des Abkommens vom 12. August 1949 durch die am Konflikt 
beteiligten Staaten hinzuwirken? 


Bonn, den 9. November 1973 
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